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Abstract 

Geschichtlich bedingt befinden sich im Umland der Städte sehr ertragreiche landwirtschaftliche Böden. 
Um langfristig die Ernährung der Bevölkerung sicherstellen zu können ist es wichtig, diese Böden zu 
erhalten, da die Bodenfruchtbarkeit in einer nachhaltigen, organisch-biologischen Bewirtschaftungs-
form entscheidend den Ertrag mitbeeinflusst (FAO 2011: 33). In Österreich wird in der fachlichen Aus-
bildung und in raumplanerischen Verfahren wie Umwidmungen von Flächen und Umweltverträglich-
keitsprüfungen trotz definierter Raumplanungsziele dem Erhalt landwirtschaftlicher Flächen nur wenig 
Bedeutung zugemessen. Der Boden gilt seit dem Bundesverfassungsgesetz zum umfassenden Umwelt-
schutz (B-VG Umwelt) zwar als Schutzgut, befindet sich allerdings zum Großteil im Privateigentum, wo 
das öffentliche Recht nur beschränkt Eingriffsmöglichkeiten hat. 

Der Beitrag soll Klarheit über die rechtlichen Rahmenbedingungen und (noch nicht umgesetzten) Mög-
lichkeiten der Bodensicherung liefern, um die Frage zu beantworten, inwiefern landwirtschaftlich ge-
widmete Flächen auf hochwertigen Böden in raumplanerischen Verfahren und Programmen berück-
sichtigt und vor Verbauung geschützt werden können. Ein spezielles Augenmerk soll auf subjektive 
Rechte und Öffentlichkeitsbeteiligung in den Verfahren gelegt werden, um landwirtschaftlichen Bewe-
gungen Ansatzpunkte für die Mitbestimmung zu geben. Damit ordnet sich der Beitrag Bodensicherung 
in der Raumplanung in der Konferenz Grüne städtische Gemeingüter in den Themenbereich der theo-
retischen und konzeptionellen Forschungen zu Stadtentwicklung ein und adressiert alle, die Interesse 
an rechtlichen Fragestellungen und Argumentationen für bodenschonende Herangehensweisen in 
formellen raumplanerischen Verfahren haben. 

Bodenschutz ist u.a. in den Raumordnungsgesetzen und Bodenschutzgesetzen der Bundesländer sowie 
dem UVP-Gesetz geregelt. Bodenschutz (§ 1 Abs. 1 OÖ BSG 1991) bzw. sparsamer Umgang mit Boden 
(§ 2 Abs. 3 Vbg RPG 2015) wird dabei als ein Ziel definiert, welches in konkreten Fällen und Projekten 
gegen andere Interessen abgewogen werden muss, um zu entscheiden, was „dem Gesamtwohl der 
Bevölkerung am besten entspricht (...) unter möglichster Schonung des Privateigentums“ (§ 3 Vbg RPG 
2015). Damit Boden verstärkt in raumplanerischen Abwägungsprozessen berücksichtigt werden kann, 
entwickelte das Ministerium für ein lebenswertes Österreich die Methode zur Bodenfunktionsbewer-
tung (ÖNORM L 1076), in der Boden differenziert nach seinen Funktionen in Karten dargestellt wird. 
Die Methode wurde auf Gemeindeebene in Oberösterreich bereits umgesetzt (BMLFUW 2013). 

Die Landesregierungen und -verwaltungen nehmen für die Bodensicherung eine wichtige Rolle ein, da 
sie einerseits die inhaltlichen Schwerpunkte der Landesentwicklung vorgeben können und andererseits 
als Aufsichtsbehörde und Kontrollinstanz für die Gemeinden agieren. Die Umsetzung der Gesetze 
hängt allerdings stark von der Bereitschaft der politischen AkteurInnen auf Gemeinde- und Regionse-
bene und der Verwaltung der Landesregierungen ab. In problemzentrierten Gesprächen mit AkteurIn-
nen der Landesregierungen wird die Vorgehensweise bei konkreten Abwägungsprozessen untersucht 
und daraus Vorschläge zur Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen entwickelt. 
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